
 

 

 

 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMBFSFJ zur Modernisierung und Entbüro-

kratisierung des Fernunterrichts  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Übersendung des Referentenentwurfs zur Modernisierung und Entbüro-
kratisierung des Fernunterrichts, zu dem wir gerne Stellung nehmen. 

Der demografische Wandel, der Fachkräftemangel sowie die Digitalisierung und die Künstliche 
Intelligenz prägen unser Wirtschaftsleben entscheidend und verändern auch den Beruf des Steu-
erberaters und der Mitarbeitenden in den Kanzleien wie nie zuvor. Diese Veränderungen stellen 
nicht nur für den Berufsstand selbst neuartige Herausforderungen dar, sondern haben auch Aus-
wirkungen auf die Unternehmen und Privatpersonen, welche auf die Expertise und Erfahrung der 
Steuerberater vertrauen. Der Bedarf an qualifizierten Fortbildungen ist gerade im Bereich der 
Steuerberatung besonders hoch und digitale Lernformate, Webinare, Aufzeichnungen und hyb-
ride Fortbildungsveranstaltungen haben in den letzten Jahren erheblich zugenommen. Die Pan-
demie hat diese Entwicklung zudem beschleunigt.  

Das Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) trat im Jahr 1977 in Kraft und wurde seitdem nicht 
nennenswert überarbeitet. Das Gesetz wurde zu einer Zeit erlassen, als das Internet noch nicht 
existierte.  

Die im Referentenentwurf vorgesehene Aufhebung des FernUSG wird begrüßt, da dadurch in 
erheblichem Maße Bürokratie abgebaut und die Wettbewerbsfähigkeit von Weiterbildungsange-
boten gestärkt wird. 

Der Wegfall des FernUSG hat jedoch umsatzsteuerliche Konsequenzen, die u. a. eine Anpassung 
des UStAE notwendig machen. Es wird daher angeregt, die hieraus resultierenden Folgewirkun-
gen frühzeitig zu berücksichtigen. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der beigefügten Stellungnahme.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Moritz Alt i. A. Kerstin Brauner 
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Zu Artikel 1 – Änderung des Fernunterrichtsschutzgesetzes  

Die geplante Streichung der §§ 1 bis 26, welche zu einer Aufhebung des FernUSG führen, 

einschließlich des darin verankerten Anzeige- und Zulassungsverfahrens, ist zu begrüßen.  

Das FernUSG stammt aus dem Entstehungsjahr 1977 und beruht damit auf regulatorischen 

Rahmenbedingungen, die der heutigen Bildungs- und Weiterbildungslandschaft nur noch ein-

geschränkt entsprechen.  

Insbesondere die fortschreitende Digitalisierung und die damit verbundene Entwicklung neuer 

Lehr- und Lernformate haben die tatsächlichen Gegebenheiten grundlegend verändert. Die 

gegenwärtigen gesetzlichen Vorgaben führen dazu, dass auch moderne digitale Bildungsan-

gebote einem vergleichsweise aufwendigen Zulassungsverfahren unterliegen.  

Dies ist mit erheblichem administrativem Aufwand verbunden und wirft zu Recht die Frage 

der Abschaffung auf, da die bestehenden Regelungsmechanismen nicht mehr zeitgemäß und 

verhältnismäßig sind. 

Moderne digitale Lernformen werden derzeit einem aufwändigen Zulassungsverfahren unter-

worfen, sofern es sich um eine entgeltliche Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten 

handelt, bei denen Lehrende und Lernende überwiegend räumlich getrennt sind und der Lern-

erfolg überwacht wird. Auch auf unentgeltlichen Fernunterricht findet das Gesetz Anwendung, 

sofern es ausdrücklich vorgesehen ist.  

Ein gegenüber anderen Bildungsangeboten gesteigertes allgemeines Schutzbedürfnis der 

Teilnehmer an entsprechenden Lehrgängen lässt sich unter den heutigen Rahmenbedingun-

gen nicht mehr feststellen. Darüber hinaus ist der verfolgte Schutzzweck über das allgemeine 

Verbraucherrecht in der heutigen Zeit abgedeckt.  

Die Streichung der §§ 1 bis 26 wird daher begrüßt.  

 

Zu Artikel 1 – Übergangsvorschriften und Außerkrafttreten  

Die Neufassung des § 27 FernUSG „Übergangsvorschriften“ ist zu begrüßen. Durch die Neu-

fassung des § 27 wird ein Übergangszeitraum geschaffen, welcher Landesgesetzgebern er-

möglicht, erforderliche Folgeänderungen vorzunehmen. In der Übergangszeit soll die Zulas-

sungspflicht bereits entfallen. An ihre Stelle tritt eine Bescheinigung der zuständigen Behörde.  
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Die Neufassung des § 28 FernUSG zum Außerkrafttreten des FernUSG mit Ablauf des 

30. Juni 2028 ist ebenfalls zu begrüßen, da der Übergangszeitraum zur Schaffung der erfor-

derlichen Folgeänderungen als zeitlich ausreichend bewertet wird.  

 

Zu Artikel 2 – Folgeänderungen  

Die Neufassung des bisherigen § 4 des Aufstiegsförderungsgesetzes wird begrüßt, da dieser 

den Inhalt des bisherigen § 4a aufnimmt. Die Bezugnahme auf das vorherige FernUSG ent-

fällt. Fraglich ist jedoch, ob ein noch höherer Anteil mediengestützter Kommunikation sinnvoll 

wäre.  

Die Bundessteuerberaterkammer weist darauf hin, dass der Entfall des FernUSG Auswir-

kungen im Bereich der Umsatzsteuer haben wird. Die Finanzverwaltung verwendet die Fer-

nUSG-Zulassung als ausdrücklichen Anknüpfungspunkt, um auch bestimmte aufgezeich-

nete oder automatisierte Fernlehrangebote als Bildungsleistungen anzuerkennen. Die ZFU 

ist nach dem Staatsvertrag der Länder zugleich die für die Länder zuständige Behörde für 

umsatzsteuerliche Bescheinigungen nach § 4 Nr. 21 UStG, soweit Fernlehrgänge betroffen 

sind. Ohne eine flankierende Änderung des UStAE und eine Anpassung der Behördenzu-

ständigkeit entsteht eine Rechtsunsicherheit, die durch eine korrespondierende Anpassung 

des UStAE beseitigt werden sollte.  

 

Fazit 

Die BStBK begrüßt den Referentenentwurf zur Modernisierung und Entbürokratisierung des 

Fernunterrichts. Der Entwurf beinhaltet sinnvolle Entbürokratisierungsschritte und eröffnet die 

Chance, die Wettbewerbsfähigkeit von modernen Lernformen zu stärken sowie den Ausbau 

der Digitalisierung zu fördern. Die Auswirkungen im Bereich der Umsatzsteuer sollten früh-

zeitig berücksichtigt werden. 


